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10. Juni 2026 

Dringlichkeitsantrag der Fraktionen BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, der SPD und Die Linke 

Einsatz von Recycling-Baustoffen im Straßen- und Wegebau fördern 
 
Straßen und Wege sind zentraler Bestandteil der städtischen Infrastruktur. Ihr Bau und Erhalt 
erfordern jährlich große Mengen an mineralischen Baustoffen. Wo früher in der Regel 
Primärrohstoffe wie Naturstein, Kies und Sand verwendet wurden, deren Abbau erhebliche 
ökologische Eingriffe verursacht, kommen heute überwiegend mineralische Abfälle wie 
Beton-, Ziegel- und Asphaltbruch zum Einsatz. Diese können durch moderne 
Recyclingverfahren wiederverwendet werden. 
 
Recycling-Baustoffe stellen eine gleichwertige Alternative zu natürlichen Baustoffen dar und 
können je nach Aufbereitung in verschiedenen Bereichen des Straßen- und Wegebaues 
eingesetzt werden. Die Nutzung von Recycling-Baustoffen im Straßenbau bringt zahlreiche 
Vorteile mit sich: Durch den reduzierten Abbau von Kies und Sand werden natürliche 
Ressourcen geschont. Weniger Bau- und Abbruchabfälle müssen entsorgt werden, was zu 
einer Entlastung der Deponiekapazitäten führt. Weniger CO₂-intensive Transportwege für 
Primärmaterial und ein reduzierter Energieaufwand bei der Materialgewinnung verringern den 
CO₂-Ausstoß. Zudem sind Recycling-Baustoffe in vielen Fällen günstiger als 
Primärmaterialien, insbesondere wenn regionale Aufbereitungsanlagen genutzt werden. 
 
In Deutschland werden etwa 90 Prozent der mineralischen Bau- und Abbruchabfälle als 
hochwertige Recycling-Baustoffe wiederverwertet. Dennoch werden in vielen Regionen noch 
immer vorrangig natürliche Baustoffe genutzt, da bislang zu wenige Anreize für die 
Verwendung von Sekundärrohstoffen geschaffen wurden. Ein Grund hierfür sind bestehende 
Ausschreibungs- und Vergaberichtlinien, die den Einsatz von Recycling-Baustoffen oft nicht 
explizit berücksichtigen oder durch veraltete Normen und Vorgaben einschränken. 
 
Aus den genannten Gründen soll Bremen die Vergabe- und Ausschreibungskriterien so 
anpassen, dass beim Straßen- und Wegebau Sekundär-Baustoffe unter Berücksichtigung der 
auf sie bezogenen weiteren Rechtsvorschriften bevorzugt zum Einsatz kommen. 
 
Beschlussempfehlung: 

Die Stadtbürgerschaft möge beschließen: 
 
Die Stadtbürgerschaft bittet den Senat, 
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1. die bestehenden Vergabe- und Ausschreibungskriterien für den öffentlichen Straßen- 
und Wegebau zu überprüfen und so anzupassen, dass, sofern technische Aspekte 
dies zulassen, Recycling-Baustoffe stärker berücksichtigt und Bestandsmaterialien 
bestmöglich vor Ort wieder verwendet werden können. Gleichzeitig sind die 
Rahmenbedingungen so zu gestalten, dass die dabei erforderliche Baustoffqualität 
gewährleistet wird; 

 
2. Maßnahmen zu ergreifen, um den Einsatz von Recycling-Baustoffen im Straßen- und 

Wegebau in Bremen aktiv zu fördern. Dabei soll unter anderem geprüft werden, 
inwieweit bestehende Regelungen, wie etwa die Anlage zur Baubeschreibung (AzB-
HB), weiter angepasst werden können, um den Einsatz von Recycling-Baustoffen zu 
erleichtern; 

 
3. den Austausch mit zentralen Akteuren, insbesondere den Straßenbauverwaltungen 

der Länder zu intensivieren, um bestehende Erfahrungen in diesem Bereich zu nutzen; 
 

4. der städtischen Deputation für Mobilität, Bau und Stadtentwicklung spätestens sechs 
Monate nach Beschlussfassung zu berichten. 

 
 
 

Ralph Saxe, Dr. Emanuel Herold und Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Anja Schiemann, Derik Eicke, Mustafa Güngör und Fraktion der SPD 

Ralph Saxe, Dr. Emanuel Herold und Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

 

 

Anlage(n): 

- keine 


	Drucksache 21/830 S
	Stadtbürgerschaft
	Dringlichkeitsantrag der Fraktionen BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, der SPD und Die Linke

